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Namens der Bundesregierung nehme ich zu der ' 
Kleinen Anfrage wie folgt Stellung: 

Zu Frage 1 

Nach der amtlichen Bewilligungsstatistik ergeben ! 
sich für den Anteil der Eigentümerwohnungen in j 


Familienheimen und Mehrfamilienhäusern (ein- 
schließlich Wohnungseigentum) im Vergleich zu 
den Mietwohnungen im öffentlich geförderten so- 
zialen Wohnungsbau in den Jahren 1957 bis 1959 
in den Ländern (ohne Saarland, für das vergleich- 
bare Angaben nicht vorhanden sind) folgende Pro- 
zentsätze: 
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Bei vergleichender Betrachtung der Anteilsätze 
der Eigentümerwohnungen in Familienheimen am 
gesamten Förderungsvolumen in den einzelnen 
Jahren von 1957 bis 1959 ergibt sich, daß bereits 
im ersten Jahr nach dem Inkrafttreten des Woh- 
nungsbau- und Familienheimgesetzes (II. WoBauG), 
dem 1. Januar 1957, für den öffentlich geförderten 
Wohnungsbau der Anteil des Familienheimbaues 
von rd. 22 v. H. im Jahre 1956 auf über 25 v. H. 
im Jahre 1957 zugenommen hat. Allerdings bezog 
er sich auf ein bedeutend geringeres Förderungs- 
volumen, nachdem die Länder noch vor diesem 
Datum in erheblichem Umfange Bewilligungen zu- 
gunsten des Mietwohnungsbaues vorgenomen hat- 
ten. Auf die nach dem I. WoBauG nicht mehr 
zum Zuge gekommenen Eigenheimanträge wirkten 
sich praktisch die Rangfolgebestimmungen des 
II. WoBauG erst etwa ab Mitte des Jahres 1957 aus. 

Im Jahre 1958 ist bei wieder angestiegenen För- 
derungsvolumen infolge der Abdeckung des hohen 
Rückstaues im Wohnungsbau für SBZ-Flüchtlinge 
und Aussiedler, die bis Mitte 1959 anhielt, ein leich- 
ter Rückgang des Anteils der Familienheime ein- 
getreten. Für diesen Personenkreis wurden von 
den Ländern in erster Linie Mietwohnungen in 
Mehrfamilienhäusern an zentralen Orten gefördert. 

Bei Ausklammerung der Sonderbauprogramme 
für SBZ-Flüchtlinge und Aussiedler ergibt sich je- 
doch für die beiden letzten Jahre eine merkbare 
Erhöhung des Anteils der Eigentümerwohnungen 
am übrigen Förderungsvolumen; er liegt bei dieser 
Berechnungsmethode im Bundesdurchschnitt schät- 
zungsweise bei mehr als einem Drittel. 

Im Jahre 1959 ist ein Anstieg des Familienheim- 
anteils gegenüber dem Anteilssatz von 1957 bei 
erhöhtem Förderungsvolumen erfolgt. 

Bezieht man die vom Gesichtspunkt der Verwen- 
dung der öffentlichen Mittel auch zu berücksichti- 
genden zweiten Wohnungen in öffentlich geförder- 
ten Familienheimen in die Gesamtbetrachtung ein, 
so ergibt sich für 1959 ein Anteil von 36 v. H. 
gegenüber 34 v. H. im Jahre 1958 und von 38 v. H. 
im Jahre zuvor; dabei ist seit dem Inkrafttreten des 
II. WoBauG die Zahl der Familienheime mit einer 
zweiten Wohnung ständig zurückgegangen. Im 
Jahre 1959 hatten von 10 Familienheimen nur noch 
4 eine zweite Wohnung (Einliegerwohnung). In ab- 
soluten Zahlen ausgedrückt ist der Umfang der 
öffentlich geförderten Familienheime von 51 500 im 
Jahre 1957 über 69 600 im Jahre 1958 auf 70 500 
im Jahre 1959 angestiegen. 

Im steuerbegünstigten und frei finanzierten Woh- 
nungsbau hatte der Bau von Familienhäusern, die 
ebenfalls ganz überwiegend Familienheime sind, 
ein noch stärkeres Gewicht als im öffentlich geför- 
derten Wohnungsbau. Mehr als zwei Fünftel aller 
Wohnungen, für die keine öffentlichen Mittel be- 
ansprucht wurden, waren Eigenheime. Bei einer 
Wertung des demgegenüber so viel geringeren 
Familienheimanteils des öffentlich geförderten so- 
zialen Wohnungsbaues darf, abgesehen von den in 
der Vergangenheit überwiegend in den Mietwoh- 
nungsbau geflossenen Sondermitteln für SBZ-Flücht- 
linge und Aussiedler, nicht übersehen werden, daß 


in den letzten Jahren die ungebundenen allgemei- 
nen Wohnungsbaumittel neben der gesetzlich vor- 
geschriebenen Degression zunehmend durch die 
Auszahlung der jährlich erheblich angestiegenen 
Wohnungsbauprämien beansprucht wurden. Die mit 
diesen Wohnungsbauprämien erreichte mittelbare 
Förderung der Eigentumsmaßnahmen schlägt sich 
offensichtlich in dem verhältnismäßig größeren 
Familienheimanteil des nicht öffentlich geförderten 
Wohnungsbaues nieder. Unter seiner Hinzurech- 
nung dürften im Jahre 1959 mehr als 160 000 Fami- 
lienheime im Bundesgebiet (ohne Berlin und Saar- 
land) erstellt worden sein. Damit hat sich der Eigen- 
heimanteil, der 1952 nur 16 v. H. aller fertiggestell- 
ten Wohnungen betrug, in ständigem Ansteigen 
etwa verdoppelt. 

Der Anteil der Eigentumswohnungen in Mehr- 
familienhäusern an den gesamten Eigentumsmaß- 
nahmen ist, wie die vorstehende Übersicht zeigt, 
verhältnismäßig gering und erreichte im Bundes- 
durchschnitt in den drei letzten Jahren nicht ganz 
3 v. H. des gesamten Förderungsvolumens. 

Zu Frage 2 

Nach dem Grundgesetz und dem II. WoBauG 
liegt die Zuständigkeit für die Durchführung des 
sozialen Wohnungsbaues und die damit zusammen- 
hängenden Mittelverteilungen bei den Ländern. 
Nach § 32 des II. WoBauG sind die Länder ver- 
pflichtet, mich über die Durchführung des § 30 des 
II. WoBauG und die danach vorgenommene Vertei- 
lung der öffentlichen Wohnungsbauförderungsmit- 
tel zu unterrichten. Sie übersenden mir jeweils ihre 
Erlasse, mit denen sie diese Mittel auf die Bewil- 
ligungsstellen und Kontingentsträger verteilen. 
Diese Erlasse enthalten auch die Grundsätze, wie 
die Mittel einzusetzen und welche Sondermaßnah- 
men nach § 30 Abs. 2 des II. WoBauG damit durch- 
zuführen sind. Dabei wird den Bewilligungsstellen 
zur Pflicht gemacht, die Rangvorschriften des Ge- 
setzes und die Richtlinien für den Einsatz der Bun- 
desmittel für den sozialen Wohnungsbau einzuhal- 
ten, wonach insbesondere bei der Bewilligung der 
Mittel in erster Linie unerledigte Anträge auf För- 
derung des Baues von Familienheimen zu berück- 
sichtigen sind. 

Aus den Erlassen und ergänzenden Berichten der 
Länder ergibt sich, daß die Methode des Vertei- 
lungsverfahrens und die Angaben über die Höhe 
und Aufschlüsselung der Mittel nach dem allgemei- 
nen Wohnungsfehlbestand und nach den unerledig- 
ten Anträgen sehr verschieden sind. Einige Länder 
spalten ihre Gesamtprogramme in verschiedene 
Sondermaßnahmen auf, innerhalb deren gemäß § 30 
Abs. 2 des II. WoBauG die Rangvorschriften des 
Gesetzes gelten. Daneben werden besondere Kon- 
tingente bereitgestellt, die ausschließlich zur För- 
derung unerledigter Anträge nach § 31 des 
II. WoBauG zu verwenden sind In einzelnen Län- 
dern sind, namentlich von Nordrhein-Westfalen, in 
Anwendung des § 30 Abs. 2 auch besondere Kon- 
tingente ausschließlich für Familienheimbauvor- 
haben in geschlossenen Gruppen (sogenannte 
Gruppensiedlungen) gebildet worden. 
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Trotz dieser Mannigfaltigkeit in den Methoden, 
die die Länder bei der Aufteilung der Wohnungs- 
bauförderungsmittel anwenden, läßt sich aus dem 
vorliegenden Material doch erkennen, daß die Län- 
der zunehmend bemüht sind, durch besondere Auf- 
lagen bei der Mittelverteilung den Rangfolgevor- 
schriften der §§ 26 und 30 des II. WoBauG gerecht 
zu werden, wenngleich zu wünschen wäre, wenn 
der Anteil des Familienheimbaus noch verstärkt 
würde. Die unerledigten Anträge auf Familienheime 
werden bei der Mittelverteilung unter besonderer 
Berücksichtigung der Familienheimanträge von 
Wohnungsuchenden mit geringem Einkommen ge- 
wertet: In den Ländern Baden-Württemberg und 
Nordrhein-Westfalen werden die Familienheim- 
anträge von Wohnungsuchenden mit geringem Ein- 
kommen doppelt gewichtet; in den Ländern Bayern, 
Niedersachsen und Rheinland-Pfalz wird die Bedie- 
nung der unerledigten Anträge durch Ausweisung 
bestimmter Kontingente sichergestellt. 

Bei Auswertung des aus den Ländern Baden- 
Württemberg, Bayern und Nordrhein-Westfalen vor- 
liegenden Materials ergibt sich für diese Länder 
eine Anteilsquote des Familienheimbaues von 
22 v. H. bzw. 58,2 v. H. bzw. 35,3 v. H. am gesam- 
ten sozialen Wohnungsbauprogramm. Einen Bun- 
desdurchschnitt aufzustellen ist infolge der ver- 
schiedenartigen Methodik bei der Aufteilung und 
Aufschlüsselung der Förderungsmittel in den ein- 
zelnen Ländern nicht möglich. 

Jedoch ergibt sich aus den Wohnungsbaupro- 
grammen, die von den Ländern gemäß § 29 des 
II. WoBauG alljährlich für den öffentlich geförder- 
ten sozialen Wohnungsbau aufzustellen sind, für 
1960 der Trend zur Steigerung des Eigentumsan- 
teils am gesamten Förderungsvolumen, namentlich 
durch bevorzugte Befriedigung der unerledigten 
Familienheimanträge. Die Befriedigung von Antrag- 
stellern mit geringem Einkommen ist dabei mit 
62,7 v. H. der geplanten Gesamtzahl von Eigen- 
tümerwohnungen in Familienheimen in den Woh- 
nungsbauprogrammen für 1960 vorgesehen. Unter 
Berücksichtigung der für die Stadtstaaten Bremen 
und Hamburg sowie Berlin nach § 101 des 

II. WoBauG zugelassenen Ausnahmen von den 
Rangfolgebestimmungen des §26 Abs. 1 und des § 30 
Abs. 1 sind (ohne Saarland) von den für 1960 vor- 
gesehenen öffentlich geförderten Wohnungen rd. 
27,5 v. H. als Eigentümerwohnungen in Familien- 
heimen eingeplant. Auch bei den für die Stadtstaa- 
ten zugelassenen Abweichungen ist zur Vorausset- j 
zung gemacht worden, daß bei Bewilligung der 
öffentlichen Mittel alle förderungsfähigen Anträge 
zum Bau von Familienheimen berücksichtigt wer- 
den, bei Bremen mit der Maßgabe, daß in die 
Rangstufe nach § 30 Abs. 1 Buchstabe b auch die 
sogenannten Bremer Häuser, d. h. von Eigentümern 
bewohnte Häuser bis zu 3 Wohnungen, einbezogen 
werden dürfen. 

Aus den Berichten, die mir die Länder über die 
Berücksichtigung der unerledigten Anträge nach 
§ 32 des II. WoBauG zum nächsten Stichtag, dem 
30. Juni 1960, zu erstatten haben, wird ersichtlich 
sein, in welchem Umfange die vorliegenden An- 
träge tatsächlich befriedigt worden sind. 


Zu Frage 3 

a) Mit Rundschreiben vom 1. September 1958 habe 
ich die Länder darauf hingewiesen, daß — ent- 
sprechend der Verteilung der Bundeshaushalts- 
mittel für den sozialen Wohnungsbau auf die 
Länder — bei Verteilung der Wohnungsbauför- 
derungsmittel auf der Landesebene neben dem 
objektiven Wohnungsfehlbestand auch dem Ge- 
sichtspunkt der bevorzugten Familienheimförde- 
rung Rechnung zu tragen sei. Dabei sollen die 
Länder die für den Wohnungsbau zur Verfügung 
stehenden Mittel nach Maßgabe des § 30 Abs. 1 
des II. WoBauG verteilen, d. h. den Vorrang des 
Neubaues von Familienheimen und eine aus- 
reichende Wohnraumversorgung der Wohnung- 
suchenden mit geringem Einkommen sicherstel- 
len sowie dafür Sorge tragen, daß Anträgen auf 
Bewilligung öffentlicher Mittel zum Bau von Fa- 
milienheimen von seiten Wohnungsuchender mit 
geringem Einkommen oder der ihnen Gleich- 
gestellten bevorzugt entsprochen werden kann. 

b) Die allgemeinen Mittel für den sozialen Woh- 
nungsbau, die der Bund den Ländern nach § 18 
Abs. 1 des II. WoBauG alljährlich zur Verfügung 
stellt, werden von mir unter entsprechender 
Wertung der unerledigten Anträge auf Förde- 
rung von Familienheimen und sonstigen Woh- 
nungen für Wohnungsuchende mit geringem 
Einkommen auf die Länder verteilt. 

Die Familienheimanträge für Wohnungsuchende 
mit geringem Einkommen werden dabei doppelt 
gewichtet. 

Seit dem Jahre 1959 sind bei Verteilung der 
Mittel die unerledigten Anträge auf Förderung 
von Familienheimen und sonstiger Vorrangwoh- 
nungen (das sind die Wohnungen für Wohnung- 
suchende mit geringem Einkommen) mit einer 
Verteilungskomponente von 12,5 v. H. gewich- 
tet worden. Bei Verteilung der Mittel für das 
Jahr 1960 ist diese Eigenheimkomponente auf 
24,2 v. H. erhöht, also fast verdoppelt worden. 
Diese Gewichtung der unerledigten Anträge hat 
sich auch auf die Verteilung der für den Woh- 
nungsbau bestimmten Lastenausgleichsmittel 
ausgewirkt, indem sie der Präsident des Bundes- 
ausgleichsamtes ebenfalls zur Verteilungskom- 
ponente erhoben hat. Ergänzend hierzu treten 
dessen Weisungen, wonach die Aufbaudarlehen 
für den Wohnungsbau bevorzugt für Eigentums- 
maßnahmen gewährt werden und die vorzeitige 
Auszahlung der Hauptentschädigung ohne Rück- 
sicht auf das Lebensalter für die Errichtung und 
den Erwerb von Familienheimen zugelassen ist. 
Bei Verteilung der Bundesmittel wird den Län- 
dern ausdrücklich zur Auflage gemacht, sie nach 
den für die Bundesmittel für den sozialen Woh- 
nungsbau maßgebenden Richtlinien einzusetzen. 

c) In den „Richtlinien für den Einsatz der Bundes- 
mittel für den sozialen Wohnungsbau I960“ ist 
besonders auf den Grundsatz des II. WoBauG 
hingewiesen, wonach die Bundesmittel mit dem 
Ziele einzusetzen sind, die Wohnungsnot, na- 
mentlich auch der Wohnungsuchenden mit ge- 
ringem Einkommen, zu beseitigen und zugleich 
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weite Kreise des Volkes durch Bildung von Ein- 
zeleigentum, besonders in der Form von Fami- 
lienheimen, mit dem Grund und Boden zu ver- 
binden. 

Im Interesse der Beschleunigung und Verein- 
fachung des Bewilligungsverfahrens haben die 
zuständigen Stellen Anträge auf Bewilligung 
öffentlicher Mittel zum Bau von Familienheimen 
— mit Ausnahme der offensichtlich nicht förde- 
rungsfähigen Anträge — auch dann entgegenzu- 
nehmen, wenn im Zeitpunkt der Antragstellung 
öffentliche Mittel zur Förderung der Bauvor- 
haben nicht zur Verfügung stehen oder der An- 
tragsteller noch nicht im Bereich der zuständi- 
gen Stelle wohnt. Der Begriff „offensichtlich 
nicht förderungsfähig" ist dabei in den Richt- 
linien sehr eng gefaßt worden. Es ist weiterhin 
den für das Bau-, Wohnungs- und Siedlungs- 
wesen zuständigen Herren Ministern (Senato- 
ren) der Länder zur Pflicht gemacht worden, die 
Verteilung der ihnen zur Verfügung stehenden 
Bundesmittel auf die einzelnen Bewilligungs- 
stellen so vorzunehmen, daß diese im Rahmen 
der Förderungsränge der §§ 26 und 30 des 
II. WoBauG den bisher unerledigt gebliebenen 
Anträgen auf Bewilligung öffentlicher Mittel 
zum Bau von Familienheimen entsprechen kön- 
nen. 

Schließlich ist den Ländern in den Richtlinien 
empfohlen worden, die Einrichtung von gemeind- 
lichen Beratungsstellen zu fördern, um den am 
Bau von Familienheimen interessierten Bevöl- 
kerungskreisen die finanzielle und technische 
Planung des Baues von Familienheimen zu er- 
leichtern. 

d) Die für den Wohnungsbau zugunsten von Zu- 
wanderern und Aussiedlern den Ländern alljähr- 
lich nach der Kopfzahl der berücksichtigungs- 
fähigen Personen und den durchschnittlichen Ge- 
samtkosten im sozialen Wohnungsbau zur Ver- 
fügung gestellten besonderen Bundesmittel sind 
ebenfalls nach den vorerwähnten Bundeseinsatz- 
richtlinien zu verwenden. Durch Gemeinsames 
Rundschreiben der drei beteiligten Bundesmini- 
ster vom 3. August 1959*wurde der einheitliche 
Einsatz dieser Mittel im Rahmen des allgemei- 
nen Wohnungsbauprogramms bestimmt, der 
einerseits zu einer weitgehenden Ausnutzung 
des verfügbaren Altwohnraums zugunsten des 
begünstigten Personenkreises, andererseits aber 
dazu führen soll, daß die mit diesen Mitteln ge- 
förderten Neubauwohnungen in möglichst gro- 
ßem Umfange auch der Eigentumsbildung, vor 
allem in Form des Familienheimes, zugute kom- 
men. Diese Regelung zielt darauf ab, in den Fäl- 
len, in denen die Unterbringung begünstigter 
Personen in Tausch- oder Ersatzwohnungen zu 
einem Zeitpunkt der Mittelvergabe bereits er- 
folgt oder sichergestellt ist, nicht erst die mit 
diesen Mitteln — bisher zumeist in der Form 
von Mietwohnungen — gebauten Wohnungen, 
sondern schon im Stadium der Bewilligung die 
Förderungsmittel von der Zweckbindung freizu- 
stellen und damit ihre Verwendung nach den 
Rangfolgen des II. WoBauG zu bewirken. 


e) Um die Finanzierung von Eigentumsmaßnahmen 
im Zuge des Übergangs zur Ertragssubvention 
mit Hilfe von Kapitalmarktmitteln zu erleich- 
tern, dürfen nach den Bürgschaftsrichtlinien für 
den Wohnungsbau vom 15. Dezember 1959 
Landesbürgschaften, für die der Bund im Wege 
der Rückbürgschaft zur Hälfte haftet, bei Fami- 
lienheimen und eigengenutzten Eigentumswoh- 
nungen übernommen werden, wenn das ver- 
bürgte Darlehen innerhalb von 90 v. H. der Ge- 
samtkosten des Bauvorhabens gesichert liegt, 

f) Die Verwendung der Rückflußmittel des sozialen 
Wohnungsbaues wurde im wesentlichen auf die 
Förderung von Eigentumsmaßnahmen be- 
schränkt. Da die Länder sich bei Darlehens- 
gewährungen für die mit diesen Mitteln geför- 
derten Bauvorhaben zumindest mit gleichhohen 
Beträgen aus den ihnen zur Verfügung stehen- 
den Wohnungsbaumitteln beteiligen müssen, 
werden dadurch auch in entsprechendem Um- 
fange Landesmittel zugunsten der Eigentumsbil- 
dung eingesetzt. Das gilt namentlich für die aus 
Rückflüssen erfolgende zusätzliche Förderung 
des Wohnungsbaues für Facharbeiter und 
Schlüsselkräfte im Zonenrandgebiet. 

Auch bei den aus Rückflüssen geförderten Ver- 
suchs- und Vergleichsbauten sowie Demonstra- 
tivbauvorhaben steht die Bildung von Einzel- 
eigentum sowohl in Form von Familienheimen 
als auch von eigengenutzten Eigentumswohnun- 
gen im Vordergrund. 

'Als besonders wirksam für die Eigentumsbil- 
dung haben sich die aus Rückflüssen gespeisten 
Aktionen „Besser und schöner wohnen" und 
„Junge Familie" erwiesen. Die Hilfe des Bundes 
besteht bei beiden Maßnahmen seit 1959 in der 
Gewährung von Zinszuschüssen für Kapital- 
marktmittel, die zur Restfinanzierung von Fa- 
milienheimen und eigengenutzten Eigentums- 
wohnungen aufgenommen werden, im ersteren 
Falle unter gleichzeitiger Freimachung öffentlich 
bewirtschafteter Wohnungen. 

In weitgehendem Umfange wurden Rückfluß- 
mittel zur Erleichterung der Baulandbeschaf- 
fung und Baulanderschließung von Familien- 
heimgelände eingesetzt. Sie dienten namentlich 
der Vor- und Zwischenfinanzierung der Eigen- 
leistung von Familienheimbewerbern im Rah- 
men des § 21 des II. WoBauG sowie zur Auf- 
stockung dieser Aktion aus Geld- und Kapital- 
marktmitteln. Die hierfür seit 1957 alljährlich 
aus Bundesmitteln und Wohnungsbaurückflüs- 
sen bereitgestellten 50 Mio DM konnten im 
Rechnungsjahr 1959 durch 30 Mio DM aus dem 
Geld- und Kapitalmarkt aufgestockt werden. Im 
Jahre 1960 wird sich diese Aufstockung auf 25 
Mio DM belaufen; darüber hinaus ist für das 
Jahr 1960 die Zinsverbilligung von Kapital- 
marktmitteln bis zu 5 Mio DM zur Vor- und 
Zwischenfinanzierung des Baues von eigenge- 
nutzten Eigentumswohnungen aus Rückflüssen 
vorgesehen. Mit Hilfe dieser Maßnahmen sind 
in den Jahren 1957 bis 1959 rd. 30 800 Familien- 
heime mit insgesamt rd. 34 750 Wohnungen ge- 
fördert worden. 
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Nach den Richtlinien für die Verbilligung von 
Krediten zur Baulandbeschaffung und Bauland- 
erschließung vom 17. November 1959 können 
Kredite, die von den Heimstättengesellschaften 
und anderen geeigneten Unternehmen zur Be- 
schaffung und Erschließung größerer Bauland- 
flächen aufgenommen werden, aus Wohnungs- 
baurückflüssen bis zu 5 Jahren um 2,5 v. H. ver- 
billigt werden. Die Grundstücke müssen im we- 
sentlichen zur Bebauung mit Familienheimen 
bestimmt sein. t 

Entscheidend wird das Bundesbaugesetz die 
Baulandbeschaffung, namentlich für den Fami- 
lienheimbau, erleichtern helfen. 

g) Als Anreiz der Eigeninitiative hat sich die in 
den §§ 69 und 109 des II. WoBauG vorgesehene 
Ablösung der öffentlichen Baudarlehen bewährt, 
durch die den Eigentümern von Familienheimen 
und eigengenutzten Eigentumswohnungen die 
Möglichkeit einer frühzeitigen Entschuldung er- 
öffnet wird. Auf Grund dieser Vorschriften ist 
die Verordnung über die Ablösung öffentlicher 
Baudarlehen nach dem II. WoBauG (Ablösungs- 
verordnung) vom 13. August 1957 (Bundesanzei- 
ger Nr. 156 vom 16. August 1957) ergangen. 
Danach wird für die vorzeitige Rückzahlung ein 
Schuldnachlaß gewährt, der im Durchschnitt bei 
etwa 40 v. H. liegt, in Einzelfällen 50 v. H. über- 
schreitet und bei Familienheimen mit mehr als 


5 Kindern sogar bis zu 67 v. H. erreicht. Diese 
zunächst bis zum 1. Januar 1960 befristeten Ab- 
lösungszinssätze sind mit der Verordnung vom 
10. Dezember 1959 (Bundesanzeiger Nr. 240 vom 
15. Dezember 1959) bis zum 1. Januar 1963 ver- 
längert worden. 

Der breiten Streuung von Eigentum für weite 
Bevölkerungskreise besonders dienlich haben 
sich aber auch die mittelbaren Förderungsmaß- 
nahmen, wie das Wohnungsbauprämienrecht 
und die entsprechenden Steuervergünstigungen, 
erwiesen. 

h) Schließlich wird auch das Gesetz über den Ab- 
bau der Wohnungszwangswirtschaft und über 
ein soziales Miet- und Wohnrecht der Eigen- 
tumsbildung förderlich sein. Die damit herbeige- 
führte Entzerrung des Mietpreisgefüges schafft 
wieder eine objektive Vergleichsbasis zwischen 
Mietwohnung und Eigenheim und wird so den 
Willen zum Eigenheim als der ursprünglichen 
Form wohnungsmäßiger Selbstversorgung stär- 
ken. Darüber hinaus wird der Rechtsanspruch 
auf Lastenbeihilfen für die Bauwilligen den An- 
reiz bilden, sich ein Familienheim oder eine 
Eigentumswohnung zu bauen in dem Bewußt- 
sein, daß sie im Falle unverschuldeter Not vor 
dem Verlust ihres Eigenheimes oder ihrer Eigen- 
tumswohnung bewahrt bleiben. 
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